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Geschäftsordnung des Wissenschaftsrates in der vom  
Wissenschaftsrat am 20. Januar 2017 verabschiedeten Fassung 

§ 1 Einberufung des Wissenschaftsrates und seiner Kommissionen 

(1) Die / der Vorsitzende soll den Wissenschaftsrat nach Bedarf, in der Regel viermal im Jahr, zu 
einer Vollversammlung einberufen; auf Verlangen von 14 Mitgliedern oder einer Kommission hat 
sie / er ihn einzuberufen. 

(2) Die Kommissionen können darüber hinaus von ihren Vorsitzenden zu Sitzungen einberufen wer-
den; auf Verlangen von sechs Mitgliedern sind sie einzuberufen. 

(3) Die Vorsitzenden bestimmen Termin und Tagesordnung. Wird die Vollversammlung auf Verlan-
gen von Mitgliedern oder einer Kommission oder wird eine Kommission auf Verlangen von Mit-
gliedern einberufen, so muss die Tagesordnung die von den Antragstellerinnen / Antragstellern 
gewünschten Punkte enthalten. Die Generalsekretärin / der Generalsekretär veranlasst die Ein-
ladungen und teilt die Tagesordnung mit; Einladung und Beratungsunterlagen sollen den Mit-
gliedern mindestens zwei Wochen vor dem Termin zugehen. 

§ 2 Vorsitz und Eröffnung 

(1) Die Vollversammlung des Wissenschaftsrates wird von der / dem Vorsitzenden, die Sitzungen 
der Kommissionen werden von deren Vorsitzenden – im Falle der Verhinderung von ihrer Stell-
vertreterin / ihrem Stellvertreter – geleitet. Sind Vorsitzende / Vorsitzender und Stellvertreterin /  
Stellvertreter verhindert, so führt das an Lebensjahren älteste Mitglied den Vorsitz. 

(2) Die / der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, überprüft die Ordnungsmäßigkeit der Einladung und 
stellt die Tagesordnung fest. Ist die in § 1 Abs. 1 Satz 3 genannte Frist nicht eingehalten, so fin-
det eine inhaltliche Beratung nicht statt, wenn ein Viertel der vertretenen Stimmen wider-
spricht. 

(3) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt die / der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest. Die 
Vollversammlung und die Kommission sind beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder 
anwesend ist. 

§ 3 Beratung und Beschlussfassung 

(1) Jedes Mitglied ist berechtigt, Anträge zu stellen. Die Anträge zu den einzelnen Punkten der Ta-
gesordnung sind in der Reihenfolge ihres Eingehens zu behandeln, jedoch von zwei zum glei-
chen Gegenstand vorliegenden Anträgen der weitergehende zunächst. 

(2) Anträge zur Geschäftsordnung sind vor Erledigung der sachlichen Anträge zur Beschlussfassung 
zuzulassen.  
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(3) Die / der Vorsitzende stellt bei jedem Beschluss fest, ob die erforderliche Stimmenmehrheit 
vorliegt. Die Vollversammlung und die Kommissionen fassen ihre Beschlüsse mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Die von der Bundesregierung entsandten Mitglie-
der führen insgesamt 16 Stimmen, welche geschlossen abgegeben werden; im Übrigen hat je-
des Mitglied eine Stimme. 

(4) Die Mitglieder können bei Verhinderung im Einzelfall ein anderes Mitglied ihrer Kommission zur 
Stimmabgabe ermächtigen. Stimmübertragungen sind der Generalsekretärin / dem General-
sekretär vor der Abstimmung anzuzeigen. 

(5) Die Sitzungen der Vollversammlung und der Kommissionen sind nicht öffentlich. Einzelne Ge-
genstände können für vertraulich erklärt werden. Mitteilungen über Ausführungen einzelner 
Mitglieder und über das Stimmenverhältnis sind unzulässig. Über Anträge wird offen abge-
stimmt. Wahlen sind grundsätzlich geheim; auf Antrag von einem Drittel der anwesenden Stim-
men muss geheim gewählt werden. 

(6) In der Sitzungsniederschrift und in den Beschlüssen der Vollversammlung sind Stimmenthaltun-
gen oder Gegenstimmen von Mitgliedern der Verwaltungskommission auf deren Wunsch kennt-
lich zu machen. 

§ 4 Sitzungsniederschrift 

Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, in welche die gefassten Beschlüsse im Wort-
laut aufzunehmen sind und welche von der / dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die Nie-
derschrift muss in der nächsten Sitzung genehmigt werden. 

§ 5 Sitz 

(1) Sitz des Wissenschaftsrates ist Berlin. 

(2) Die Vollversammlung tritt wenigstens einmal im Jahr in Berlin zusammen. 

(3) Die Geschäftsstelle befindet sich in Köln. 

§ 6 Verhältnis der Vollversammlung zu den Kommissionen 

Die Kommissionen haben der Vollversammlung bestimmte Beschlüsse zu empfehlen. Die Emp-
fehlungen sind in der Regel schriftlich zu erstatten und in die Sitzungsniederschrift der Vollver-
sammlung aufzunehmen. 

§ 7 Ausschüsse 

(1) Für bestimmte Aufgaben können die Vollversammlung und die Kommissionen Ausschüsse ein-
setzen; als Mitglieder von Ausschüssen können auch dem Wissenschaftsrat nicht angehörende 
Sachverständige berufen werden. 

(2) In besonderen Fällen können Empfehlungen im Auftrag der Vollversammlung von hierzu er-
mächtigten Ausschüssen abgegeben werden. In diesen Fällen gilt für die Beschlussfassung in 
den Ausschüssen § 3 Abs. 3 Satz 1 und 2; die Vertreterinnen / Vertreter des Bundes führen 
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ebenso viele Stimmen, wie Länder im Ausschuss vertreten sind. In eiligen Fällen können solche 
Ausschüsse Beschlüsse auf schriftlichem Wege (Umlaufverfahren) fassen; die Entscheidung 
über die Eilbedürftigkeit trifft die / der Vorsitzende des Wissenschaftsrates. Die Generalsekre-
tärin / der Generalsekretär veranlasst die Übersendung der Beschlussvorlage. Die Beschluss-
fassung im Umlaufverfahren setzt voraus, dass kein Mitglied dem Verfahren fristgerecht wider-
spricht. Hierauf ist in der Vorlage hinzuweisen. 

§ 8 Vorsitzende der Kommissionen 

(1) Die Wissenschaftliche Kommission wählt jährlich aus ihrer Mitte eine / einen Vorsitzenden und 
deren / dessen Stellvertreterin / Stellvertreter. 

(2) Die Verwaltungskommission wählt jährlich je ein von der Bundesregierung und den Landes-
regierungen entsandtes Mitglied zu gleichberechtigten Vorsitzenden. Diese regeln die Ausübung 
des Vorsitzes im beiderseitigen Einvernehmen und vertreten sich gegenseitig. 

(3) Wiederwahl ist zulässig. 

§ 9 Vertretung des Wissenschaftsrates 

Der Wissenschaftsrat wird durch seine Vorsitzende / seinen Vorsitzenden vertreten. Die / der 
Vorsitzende kann die Vertretungsbefugnis für bestimmte Geschäfte einem der Mitglieder des 
Wissenschaftsrates oder der Generalsekretärin / dem Generalsekretär übertragen. 

§ 10 Geschäftsstelle 

(1) Der Wissenschaftsrat bedient sich gemäß Artikel 8 des Verwaltungsabkommens zwischen Bund 
und Ländern über die Errichtung eines Wissenschaftsrates vom 5. September 1957 in der ab 
1. Januar 2008 geltenden Fassung (WR-Abkommen) einer im Einvernehmen mit Bund und Län-
dern eingerichteten Geschäftsstelle. Die Ausgaben der Geschäftsstelle werden gemäß Artikel 9 
Absatz 1 Satz 1 WR-Abkommen je zur Hälfte vom Bund und von den Ländern getragen. 

(2) Die Geschäftsstelle untersteht der / dem Vorsitzenden des Wissenschaftsrates. 

(3) Mit der Leitung der Geschäftsstelle ist die Generalsekretärin / der Generalsekretär beauftragt. 
Bund und Länder sind sich einig, dass mit dem WR-Abkommen und dieser Geschäftsordnung 
die Instrumente bereit gestellt worden sind, die notwendig sind, dass durch den Abschluss von 
Verträgen, die sich auf die persönliche und sächliche Ausstattung des Wissenschaftsrates be-
ziehen und von der Generalsekretärin / dem Generalsekretär oder einer / einem von ihr / ihm 
beauftragten Mitarbeiterin / Mitarbeiter der Geschäftsstelle unter der Bezeichnung Wissen-
schaftsrat unterzeichnet worden sind, Bund und Länder unmittelbar berechtigt und verpflichtet 
werden. 

(4) Die Generalsekretärin / der Generalsekretär ist Vorgesetzte / Vorgesetzter für das Personal der 
Geschäftsstelle. 

(5) Die Entscheidung über die Einstellung der Leiterinnen und Leiter von Abteilungen und ver-
gleichbaren Positionen sowie außertariflich vergüteten Mitarbeiterinnen / Mitarbeitern trifft der 
Präsidialausschuss (§ 11 Abs. 1). 

(6) Das übrige Personal wird von der Generalsekretärin / dem Generalsekretär im Einvernehmen 
mit der / dem Vorsitzenden des Wissenschaftsrates eingestellt. 
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§ 11 Maßnahmen, die keinen Aufschub dulden 

(1) Maßnahmen, die keinen Aufschub dulden, kann die / der Vorsitzende des Wissenschaftsrates 
im Einvernehmen mit den beiden Vorsitzenden der Verwaltungskommission, der / dem Vorsit-
zenden und der / dem Stellvertretenden Vorsitzenden der Wissenschaftlichen Kommission 
(Präsidialausschuss) treffen. 

(2) Die getroffenen Maßnahmen sind den Mitgliedern des Wissenschaftsrates unverzüglich mitzu-
teilen. 

§ 12 Generalsekretärin/Generalsekretär 

(1) Über die Einstellung der Generalsekretärin / des Generalsekretärs entscheidet die Vollver-
sammlung. 

(2) Die Generalsekretärin / der Generalsekretär hat die Sitzungen der Vollversammlung und der 
Kommissionen vorzubereiten. Sie /er ist berechtigt, zu diesem Zwecke Auskünfte von den Be-
hörden des Bundes und der Länder sowie erforderliche Gutachten einzuholen. 

§ 13 Haushaltsplan 

(1) Die Generalsekretärin / der Generalsekretär stellt für jedes Haushaltsjahr (1. Januar bis 31. 
Dezember) bis zum 31. März des Vorjahres einen Entwurf des Haushaltsplanes auf. Sie/ er legt 
ihn der Vollversammlung des Wissenschaftsrates vor, die dazu Empfehlungen aussprechen 
kann. Die Generalsekretärin /der Generalsekretär führt den Haushaltsplan aus. 

(2) Aufstellung und Durchführung des Haushaltsplanes richten sich nach den für das Land Nord-
rhein-Westfalen geltenden Vorschriften. 

§ 14 Jahresabschluss 

(1) Bis zum 31. Mai jedes Jahres hat die Generalsekretärin / der Generalsekretär den Jahresab-
schluss – Rechnungsnachweisung und Sachbericht zum Verwendungsnachweis – den Zuwen-
dungsgebern und der Vollversammlung vorzulegen. 

(2) Die Vollversammlung stellt den Jahresabschluss für das vergangene Jahr nach der Rechnungsprü-
fung durch Beschluss fest und erteilt der Generalsekretärin / dem Generalsekretär Entlastung. 

§ 15 Rechnungsprüfung 

(1) Die Prüfung des Jahresabschlusses wird durch das Land Nordrhein-Westfalen oder eine beauf-
tragte Prüfungsgesellschaft durchgeführt. Das Prüfungsergebnis ist der Vollversammlung vorzu-
legen.  

(2) Die Vollversammlung, die Verwaltungskommission und die / der Vorsitzende des Wissen-
schaftsrates können jederzeit eine Prüfung der Geschäftsführung anordnen. 
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(3) Das Recht des Bundes und der Länder, die Verwendung der von ihnen gewährten Zuschüsse zu 
prüfen, bleibt unberührt. 

§ 16 Auslagenersatz und Vergütungen 

(1) Die Mitglieder der Wissenschaftlichen Kommission erhalten eine Reisekostenvergütung nach 
dem Reisekostengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen. Auslagen, die durch Zu- oder Abgang 
entstehen, werden auch dann erstattet, wenn ein nicht regelmäßig verkehrendes Beförde-
rungsmittel benutzt wird. Ferner wird eine Nebenkostenpauschale je Tag (bzw. anteilig) ge-
währt, die durch den Haushaltsplan festgelegt wird. 

(2) Die / der Vorsitzende erhält eine Aufwandsentschädigung, die durch den Haushaltsplan festge-
legt wird. 

(3) Sachverständige, die an der Arbeit des Wissenschaftsrates mitwirken, aber dem Wissenschafts-
rat nicht angehören, erhalten Auslagenersatz und Vergütungen wie Mitglieder der Wissenschaft-
lichen Kommission. 
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